
 

 

Antwortformular EVP Herisau 
 

Entschädigungsreglement (Teilrevision nebenamtliche Mitglieder des Gemeinderates) 
 

Von diesem Geschäft tangierte Erlasse (SRV Nummern) 

Neu: - 
Geändert: 15 
Aufgehoben: - 

Vorbemerkungen: 
1. Unglücklich formulierte Vorlage 

Aus Sicht der EVP ist diese Vorlage mit diversen Mängeln und Fragen behaftet. Zwar anerkennt die EVP den Handlungsbedarf, fragt sich aber, ob diese Teilrevision 
zielführend ist, da das Reglement in seinen Grundzügen noch durch den interimistischen Einwohnerrat im Jahr 1975 erlassen wurde. 
Es stellt sich die Frage, ob es nicht sinnvoller wäre, wenn schon die Hälfte der Artikel angepasst werden, nicht gleich eine Totalrevision zu vollziehen. 
Weiter ist die Vorlage verwirrlich, weil der Titel auf ‘Teilrevision nebenamtliche Mitglieder des Gemeinderates’ lautet, dann aber auch Anpassungen im Bereich des 
Gemeindepräsidiums vorgenommen werden. Nur der Presse haben wir entnommen, dass das Gehalt aktuell bereits auf dieser Höhe ist. Leider ist davon im erläutern-
den Bericht nichts zu lesen, obschon in der Synopse eine Anpassung von 175'000 auf 219'600 erfolgt. 
Die gewählte Lösung mit redaktionellen Änderungen und materiellen Änderungen wird für Personen, welche nicht mit der Materie vertraut sind, kaum nachvollziehbar 
sein. 

2. Handlungsbedarf ist angezeigt 
In Bezug auf die Entschädigungen der nebenamtlichen Gemeinderäte besteht klarer Handlungsbedarf. Die Entschädigungen der nebenamtlichen Gemeinderäte sind 
aus unserer Sicht klar zu tief. Es stellt sich jedoch die Frage, ob die verschiedenen Ressorts genau gleich viel Aufwand generieren, oder ob es hier eine Differenzierung 
bei den Entschädigungen geben sollte. Im aktuellen System mit den Sitzungsgeldern wurde vermutlich die unterschiedliche Belastung etwas abgefedert. 

3. Höhe der Entschädigung 
Durch den Wechsel von einer Pauschalentschädigung mit Sitzungsgeld zu einer Pauschale ohne Sitzungsgelder erhöht sich der auf 100% hochgerechnete Jahreslohn 
überproportional. Verschärft wird dies durch den Umstand, dass in der Synopse noch Zahlen enthalten sind, welche über 20 Jahre alt sind. Aus Sicht der Stimmbürger 
verdoppelt sich aus dieser Perspektive die Entschädigung beinahe. Kaum ein Stimmbürger wird die durchschnittlichen aktuellen Auszahlungen mit dem Totalbetrag 
vergleichen, der im Hinblick auf die Gesamtrechnung der Gemeinde eigentlich irrelevant ist. Die Kurzschlussrechnung wird in den meisten Fällen so lauten: ‘Alte Ent-
schädigung 105'000 bzw. 31'500, neue Entschädigung 190'000 bzw. 57'000 – ich möchte auch einmal eine solche Gehaltserhöhung.’ Wir erachten dies als unklug. Wir 
empfehlen dringend, die effektiv vorgesehenen Entschädigungen ins Reglement aufzunehmen. 

4. Die aktuelle Lage 
Es ist ein Dilemma: der Handlungsbedarf bei den nebenamtlichen Gemeinderäten ist aus unserer Sicht ausgewiesen, aber in der Zeit der klammen Gemeindekassen 
steht diese Anpassung in einem schiefen Licht. Um diese Vorlage durch den Einwohnerrat und durch eine allfällige Volksabstimmung zu bringen, müssen die Entschä-
digungen zwingend mit dem geleisteten Aufwand in Bezug gesetzt werden. Gemessen am effektiven Aufwand wird die Entschädigung einer einzelnen Arbeitsstunde in 
einem anderen Licht erscheinen. 

5. Fazit 
Die EVP unterstützt die Absicht, die Entschädigungen der nebenamtlichen Gemeinderäte anzupassen. Es braucht jedoch dringend weitere Klärungen in Hinblick auf 
die Vorlage an den Einwohnerrat. Die Erklärungen im erläuternden Bericht sich deutlich zu verbessern. 



- 2 - 
 

 

 

 

Geltendes Recht 
Vernehmlassungsentwurf Gemeinderat, 
17. März 2026 

Vernehmlassungsantworten 

 I.  

 Der Erlass "Reglement über die Entschädigung der 
Behörden (Entschädigungsreglement; SRV 15) vom 
27. Januar 1975 (Stand 1. Januar 2013) wird wie 
folgt geändert: 

 
 

Reglement über die Entschädigung der Be-
hörden 

  

(Entschädigungsreglement)   

vom 27. Januar 1975   

Der interimistische Einwohnerrat der Gemeinde Heri-
sau, 

 Eigentlich wäre eine Totalrevision eine bessere Lö-
sung.  

gestützt auf Art. 47 Abs. 2 Ziffer 2 der Gemeindeord-
nung, 

  

erlässt:   

Art.  2 
Entschädigungsberechtigung 
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Geltendes Recht 
Vernehmlassungsentwurf Gemeinderat, 
17. März 2026 

Vernehmlassungsantworten 

Entschädigungsberechtigt sind: 

1. Gemeindepräsident und Gemeinderäte (Art. 26 GO); 

2. Einwohnerräte (Art. 14 GO); 

3. Mitglieder von Verwaltungskommissionen (Art. 28 und 

36 GO); 

4. Mitglieder von parlamentarischen Kommissionen (Art 20 

und 24 GO); 

5. Mitglieder des Wahlbüros (Art. 12 Abs. 6 und 20 GO); 

6. Besondere Amtsstellen (Art. 28 GO); 

7. Fachleute als Nichtbehördenmitglieder (Art. 24 GO); 

8. Gemeindefunktionäre, sofern diese über ihre normale 

Arbeitszeit beansprucht werden; 

9. Abgeordnete der Gemeinde, sofern für sie keine andere 

Entschädigung ausgerichtet wird. 

 

Entschädigungsberechtigt sind: 

1. Gemeindepräsident und Gemeinderäte (Art. 31 GO); 

2. Einwohnerräte (Art. 19 GO); 

3. Mitglieder von Verwaltungskommissionen (Art. 33 und 

40 GO); 

4. Mitglieder von parlamentarischen Kommissionen (Art. 

21, 27, 29 und 30 GO); 

5. Mitglieder des Wahlbüros (Art. 33 lit. e GO); 

6. Besondere Amtsstellen (Art. 28 GO); 

7. Fachleute als Nichtbehördenmitglieder (Art. 30 GO); 

8. Gemeindefunktionäre, sofern diese über ihre normale 

Arbeitszeit beansprucht werden; 

9. Abgeordnete der Gemeinde, sofern für sie keine andere 

Entschädigung ausgerichtet wird. 

 

 

Art.  4 
Gemeindepräsidium 

  

1 Die Gemeindepräsidentin oder der Gemeindepräsident 

bezieht ein Jahresgrundgehalt von Fr. 175'000.--. 

 

1 Die Gemeindepräsidentin oder Gemeindepräsident be-

zieht ein Jahresgrundgehalt von Fr. 219'600. Sie oder er er-

hält kein Sitzungsgeld. 

 

Leider ist im erläuternden Bericht keine Bemerkung 
auf diese Veränderung zu finden. Auch wenn es sich 
‘nur’ um eine redaktionelle Änderung handelt ist sie 
erklärungsbedürftig. 
z.B. Aufgelaufene Teuerung etc. 

Art.  4bis 
nebenamtliche Gemeinderäte 
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Geltendes Recht 
Vernehmlassungsentwurf Gemeinderat, 
17. März 2026 

Vernehmlassungsantworten 

1 Die nebenamtlichen Mitglieder des Gemeinderats erhal-

ten auf der Basis eines Jahresgehalts von Fr. 105'000.-- und 

einem Beschäftigungsgrad von 30 % eine Jahresentschädi-

gung von Fr. 31'500.--. 

2 Der Vizepräsident erhält eine zusätzliche Entschädi-

gung von Fr. 6'000.--. 

 
3 Die nebenamtlichen Gemeinderäte erhalten für jede von 

Ihnen präsidierte Kommissionssitzung eine Zulage von Fr. 

100.-- je Sitzung. 

4 Nebenamtlichen Gemeinderäten können an die berufli-

che Vorsorge Prämien bezahlt werden, wenn sich wegen 

der Ausübung der Gemeinderatstätigkeit im Hauptberuf 

eine Einkommensreduktion ergibt. 

 

1 Die nebenamtlichen Mitglieder des Gemeinderats erhal-

ten auf der Basis eines Jahresgehalts von Fr. 190'000 und 

einem Beschäftigungsgrad von 30 % eine Jahresentschädi-

gung von Fr. 57'000.--. 

2 Der Vizepräsident oder die Vizepräsidentin erhält eine 

zusätzliche Entschädigung von Fr. 8'000. 

 
3 Die nebenamtlichen Mitglieder des Gemeinderates er-

halten keine Sitzungsgelder. 

 
4 Nebenamtlichen Gemeinderäten können an die berufli-

che Vorsorge Prämien bezahlt werden, wenn sich wegen 

der Ausübung der Gemeinderatstätigkeit im Hauptberuf 

eine Einkommensreduktion ergibt. 

 

Die EVP empfiehlt nicht das Grundgehalt für 100% 
sondern die effektive Entschädigung im Reglement 
festzuschreiben. 
 
 
Der Wegfall der Sitzungsgelder ist in Bezug auf die 
Administration sicher sinnvoll. Damit fällt jedoch 
auch einen kleine Differenzierung in Bezug auf den 
effektiv geleisteten Aufwand weg und suggeriert, 
dass alle Gemeinderäte gleich viel leisten….. 

Art.  5 
Anwendbarkeit des Dienst- und Besoldungsreglementes 

Art.  5 
Anwendbarkeit des Personalreglementes 
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Geltendes Recht 
Vernehmlassungsentwurf Gemeinderat, 
17. März 2026 

Vernehmlassungsantworten 

Soweit dieses Reglement keine besonderen Bestimmun-

gen enthält, ist das Dienst- und Besoldungsreglement er-

gänzend anwendbar, insbesondere 

a) gelten Teuerungszulagen und generelle Gehaltsver-

besserungen (wie Reallohnerhöhungen oder Einbau 

von Teuerungszulagen in die Grundgehälter) welche 

dem Gemeindepersonal gewährt werden, auch für alle 

Mitglieder des Gemeinderates; 

b) ist die Gemeindepräsidentin oder der Gemeindepräsi-

dent bei den Sozialzulagen dem Gemeindepersonal 

gleichgestellt. 

 

Soweit dieses Reglement keine besonderen Bestimmun-

gen enthält, ist das Personalreglement ergänzend an-

wendbar, insbesondere 

 

a) gelten Teuerungszulagen und generelle Gehaltsver-

besserungen (wie Reallohnerhöhungen oder Einbau   

von Teuerungszu-lagen in die Grundgehälter) welche 

dem Gemeindepersonal gewährt werden, auch für alle 

Mitglieder des Gemeinderates; 

b) ist die Gemeindepräsidentin oder der Gemeindepräsi-

dent bei den Sozialzulagen dem Gemeindepersonal 

gleichgestellt. 

 

 

Art.  6 
Einwohnerrat, Kommissionen 

  

1 Die Sitzungsgelder für die Mitglieder des Einwohnerra-

tes, Gemeinderates, der parlamentarischen und Verwal-

tungskommissionen betragen: 

Fr. 100.-- für einen halben Tag oder eine Abendsitzung; 

Fr. 200.-- für einen ganzen Tag. 

2 Der Einwohnerratspräsident erhält eine zusätzliche Jah-

resentschädigung von Fr. 1'000.--. 

 

1 Die Sitzungsgelder für die Mitglieder des Einwohnerra-

tes, Gemeinderates, der parlamentarischen und Verwal-

tungskommissionen betragen: 

Fr. 100.-- für einen halben Tag oder eine     Abendsitzung; 

Fr. 200.-- für einen ganzen Tag. 

2 Der Einwohnerratspräsident oder die Einwohnerratsprä-

sidentin erhält eine zusätzliche Jahresentschädigung von 

Fr. 1'000.--. 

 

 

Art.  10 
Spesen 
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Geltendes Recht 
Vernehmlassungsentwurf Gemeinderat, 
17. März 2026 

Vernehmlassungsantworten 

2 Für notwendige Fahrten ist in erster Linie das öffentliche 

Verkehrsmittel zu benützen, wobei das Billett 1. Klasse ver-

gütet wird. Sind die Reisekosten mit öffentlichen Verkehrs-

mitteln für einen Entschädigungsberechtigten pro Jahr in 

der Regel höher als Fr. 200.--, werden die Kosten für ein 

Halbtaxabonnement und das entsprechend ermässigte Bil-

lett vergütet. Autofahrten werden mit Fr. 0.50/km entschä-

digt. 

 

2 Für notwendige Fahrten ist in erster Linie das öffentliche 

Verkehrsmittel zu benützen, wobei das Billett 1. Klasse ver-

gütet wird. Sind die Reisekosten mit öffentlichen Verkehrs-

mitteln für einen Entschädigungsberechtigten pro Jahr in 

der Regel höher als Fr. 200.--, werden die Kosten für ein 

Halbtaxabonnement und das entsprechend ermässigte Bil-

lett vergütet. Autofahrten werden mit Fr. 0.70/km entschä-

digt. 

3Den Mitgliedern des Gemeinderates wird eine pauschale 

jährliche Spesenvergütung von Fr.  2'600 ausgerichtet. Der 

Gemeindepräsident erhält eine Spesenvergütung von Fr. 

7'200. Mit den Spesenvergütungen sind sämtliche Auslagen 

für Dienstfahrten, Verpflegung, Unterkunft und dergleichen 

im Kanton und in den angrenzenden Kantonen abgegolten. 

Ausserhalb des genannten Gebietes können die effektiven 

Auslagen geltend gemacht werden. 

Der Wegfall der Spesen ist in Bezug auf die Admi-
nistration sicher sinnvoll. 
Im Grundsatz sind jedoch Spesen eine Abgeltung 
der effektiv geleisteten Auslagen. Es stellt sich daher 
die Frage, ob diese Regelung mit dem Steuerrecht 
konform ist. 

 II.  

 Keine Fremdänderungen.  

 III.  

 Keine Fremdaufhebungen.  

 IV.  

 Diese Änderung untersteht dem fakultativen Refe-
rendum. 
 
Der Gemeinderat bestimmt das Inkrafttreten. 

 

 


